


Erster Teil: Allgemeine Bestimmungen 

A. Der Versicherungsschutz 

8 1 Gegenstand 

(1) Der Versicherer sorgt nach Eintritt eines 
Versicherungsfalles für die Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen des Versicherungs- 
nehmers, soweit sie notwendig ist, und trägt 
die dem Versicherungsnehmer hierbei entste- 
henden Kosten. Die Wahrnehmung rechtli- 
cher Interessen ist notwendig, wenn sie hin- 
reichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht 
mutwillig erscheint. 

(2) Der Versicherungsschutz bezieht sich auf 
die im Versicherungsschein und in seinen 
Nachträgen bezeichneten Wagnisse, und 
zwar nach Maßgabe der Besonderen Bestim- 
mungen der§§ 21 - 29.  

9 2  Umfang 

(1 ) Der Versicherer trägt 

a) die gesetzliche Vergütung eines für den 
Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwal- 
tes. Dieser muß in den Fällen der Verteidigung 
wegen Verletzung einer Vorschrift des Straf-, 
Ordnungswidrigkeiten-, Disziplinar- oder Stan- 
desrechtes und der Wahrnehmung rechtli- 
cher Interessen außerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland einschließlich des Landes 
Berlin am Ort des zuständigen Gerichtes 
wohnhaft oder bei diesem Gericht zugelassen 
sein. 
In allen anderen Fällen ist es nicht erforder- 
lich, daß der Rechtsanwalt am Ort des zu- 
ständigen Gerichtes wohnhaft oder bei 
diesem Gericht zugelassen ist; in diesen 
Fällen trägt der Versicherer die gesetzliche 
Vergütung jedoch nur, soweit sie auch bei 
Tätigkeit eines am Ort des zuständigen 
Gerichtes wohnhaften oder bei diesem 
Gericht zugelassenen Rechtsanwaltes ent- 
standen wäre. Wohnt der Versicherungsneh- 
mer mehr als 100 km vom zuständigen 
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Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtliche 
Wahrnehmung seiner Interessen, trägt der 
Versicherer auch weitere Rechtsanwaltsko- 
sten bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung 
eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Ver- 
kehr des Versicherungsnehmers mit dem 
Prozeßbevollmächtigten führt; 

b) die Vergütung aus einer Honorarverein- 
barung des Versicherungsnehmers mit einem 
für ihn tätigen Rechtsanwalt, soweit die 
gesetzliche Vergütung, die ohne Honorarver- 
einbarung entstanden wäre, vom Versicherer 
im Rahmen von a) getragen werden müßte; 

c) die Gerichtskosten einschließiich der 
Entschädigung für Zeugen und Sachverstän- 
dige, die vom Gericht herangezogen werden, 
sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers. In 
Schiedsverfahren einschließlich der Verfah- 
ren zur Erlangung eines vollstreckbaren Titels 
werden die Kosten des Schiedsgerichtes nur 
bis zur eineinhalbfachen Höhe der Kosten, die 
vor dem zuständigen staatlichen Gericht 
erster Instanz zu übernehmen wären, getra- 
gen; 

d) die Gebühren und Auslagen in Verfahren 
vor Verwaltungsbehörden einschließlich der 
Entschädigung für Zeugen und Sachverstän- 
dige, die von der Verwaltungsbehörde heran- 
gezogen werden, sowie die Kosten der Voll- 
streckung im Verwaltungswege; 

e) die Kosten des für die Verteidigung er- 
forderlichen Gutachtens eines öffentlich be- 
stellten technischen Sachverständigen in Ver- 
fahren wegen Verletzung einer verkehrsrecht- 
lichen Vorschrift des Straf- oder Ordnungs- 
widrigkeitenrechtes; 

f) die Kosten, die außerhalb der Bundesre- 
publik Deutschland einschließlich des Landes 
Berlin vom Versicherungsnehmer aufgewen- 
det werden müssen, um einstweilen von Straf- 
verfolgungsmaßnahmen verschont zu bleiben 
(Kaution) ; 






































